
UNTERSCHWANINGEN (wo) – Das Ratsgremium hatte über eine 

Bauleitplanung zur Errichtung einer Freiflächen-Photovoltaikanlage zu 

entscheiden. Bürgermeister Markus stellte die Konzeption für eine 

weitere Solarstromanlage im Unterschwaninger Ortsteil Kröttenbach 

vor. Nach dem der Investor bereits die Zustimmung zur Errichtung 

einer Solarstromanklage nahe von Oberschwaningen erhalten hat, 

möchte der gleiche Vorhabenträger eine weitere zwei Hektar große 

Anlage im Bereich des Ortsteils Kröttenbach installieren. Die Fläche 

befindet sich in unmittelbarer Nähe der Mülldeponie Cronheim und im 

Süden führt die Bahnstrecke Gunzenhausen – Nördlingen vorbei. Der 

für den Gemeindebereich bestehende Kriterienkatalog unter 

Berücksichtigung des Naturschutzes einschließlich Umsetzung der 

Triesdorfer Biodiversitätsstrategie sowie der Abstand zur 

Wohnbebauung werde eingehalten. Die von den Ratsmitgliedern 

geforderte Festsetzung, der Betreiber muss für den Betrieb der Anlage 

eine Tochtergesellschaft mit Sitz in Unterschwaningen gründen, wurde 

in die Bauleitplanung, in den Bebauungsplan und in die Änderung des 

Flächennutzungsplanes aufgenommen. Eine weitere Entscheidung 

galt ebenso der Gewinnung von Solarenergie. Bei der förmlichen 

Beteiligung der Behörden, den Trägern öffentlicher Belange sowie den 

Nachbargemeinden zum „Solarpark Arrabach“ wurden die Hinweise in 

die Abwägungstabelle eingearbeitet. Das Ratsgremium stimmte den 

Abwägungsvorschlägen zu den Änderungen des 

vorhabenenbezogenen Bebauungs- und Flächennutzungsplanes zu. 



Bei den Grundsteuern A und B und der Gewerbesteuer bleiben die 

Hebesätze mit 400 beziehungsweise 450 und 360 Prozentpunkten 

unverändert. Bei der Hundesteuer werden weiterhin für den ersten 

Hund 35,00 und für jeden weiteren Hund 60 Euro fällig.  Es wird aber 

eine Satzungsänderung in Erwägung gezogen. Bei der Bauschutt- und 

Grüngutentsorgung werden 20 Euro beziehungsweise sieben pro 

Kubikmeter erhoben. Wobei die Mindestgebühr von einem Euro 

beibehalten wird. Aushilfskräfte erhalten auch künftig zwölf Euro in 

der Stunde. Auch bei den Grabgebühren gibt es vorerst keine 

Änderung. Da es im Zusammenhang mit der Anlage eines neuen 

Urnenfeldes eine Satzungsänderung geben wird, sollen auch die 

Gebühren für die letzten Ruhestätten angepasst werden. In diesem 

Zusammenhang sollen über die Gestaltung des anzulegenden Areals 

noch Informationen durch eine Fachfirma und Ortsbesichtigungen in 

Nachbargemeinden stattfinden. Das geplante Rückhaltebecken im 

Gewerbegebiet soll nach Möglichkeit auch als Löschwasserteich 

verwendet werden können. Das Wasserwirtschaftsamt habe einer 

Tektur zugestimmt. Auch die Feuerwehrführungskräfte sehen es 

überaus positiv, da bei einem Brand die Löschwasserversorgung eng 

werden könnte. Das Ratsgremium begrüßte diese 

Vorsorgemaßnahme. Die Ermittlung eines Kosten- und 

Fassungsvolumen durch ein Fachfirma soll vor einer Umsetzung 

erfolgen, war der Tenor aus der Ratsrunde. Die Planleistungen für den 

Bebauungsplan „Dennenlohe“ wurden an ein Ingenieurbüro vergeben, 



die Erschließung des Gewerbegebietes wird 2023 umgesetzt und die 

Abwasserleitungen sollen in Bereichen des Straßenzugs „Im 

Hirtenfeldlein“ im so genannten Inliner-Verfahren fortgesetzt werden.  

Von der Durchführung der örtlichen Rechnungsprüfung des Jahres 

2021 berichtete zweiter Bürgermeister Richard Gamisch. Es seien 

keine Beanstandungen festgestellt worden, alle Rückfragen konnten 

mit der Kämmerei geklärt werden. Die Feststellung der 

Jahresrechnung mit den geleisteten über- und außerplanmäßigen 

Ausgaben und die Entlastung des Bürgermeisters und des 

Verwaltungspersonal erfolgte eine einstimmig. Gemeinderat Markus 

Spatz gab bekannt, dass sich die Konzeption für ein Nahwärmenetz 

verzögern werde, da aktuell die diesbezüglichen Ingenieurbüros keine 

Kapazitäten frei hätten. 

 
Auf dieser Fläche soll eine Freiflächenphotovoltaikanlage errichtet 

werden. 


